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Vorwort 

Diese Untersuchung hat dem Fachbereich Rechtswissenschaft der 
Westfälischen Wilhelms-Universität zu Münster im Sommersemester 
1980 als Dissertation vorgelegen. Referent war Professor  Dr. Christian-
Friedrich Menger, das Korreferat  übernahm Professor  Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig. Das Manuskript wurde Anfang Juni 1980 abgeschlossen. 

Meinem verehrten Doktorvater, Herrn Professor  Dr. Christian Fried-
rich Menger, sei an dieser Stelle für stets wohlwollende Förderung 
herzlichst gedankt. 

Ferner b in ich Herrn Ministerialrat a.D. Professor  Dr. Johannes 
Broermann für die Aufnahme dieser Abhandlung in sein Verlagspro-
gramm zu Dank verpflichtet. 

Saarbrücken, im Apr i l 1981 
Almuth  Schulz-Prießnitz 
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Einleitung 

Zu den positiven Ergebnissen der universitären Entwicklung der letz-
ten Jahre ist sicherlich die erhöhte Aufmerksamkeit  zu zählen, mit der 
alle Veränderungen des Strukturmodells der klassischen deutschen Uni-
versität Humboldtscher Prägung in der öffentlichen  Meinung verfolgt 
und mi t zustimmenden oder ablehnenden, in jedem Fall kritischen 
Kommentierungen bedacht worden sind. 

Dieser Bedeutungszuwachs hochschulorganisatorischer Problematik 
findet seine gesellschafts- und bildungspolitischen Ursachen in den in 
Fluß geratenen Entwicklungen des tertiären Bildungsbereiches, für den 
Tendenzen zu einer ständig weiter ausgreifenden wissenschaftlichen 
Grundausbildung und die Forderung nach lebenslangem Lernen be-
stimmend geworden sind. 

Zunächst förderte  die generelle Annahme, die wissenschaftliche Hoch-
schule werde dank des an ihr institutionalisierten Sachverstandes in der 
Lage sein, ausreichende Problemlösungen für gesellschaftlich akute 
Fragen anzubieten, das öffentliche  Interesse an ihrer Leistungsfähigkeit 
und die Bereitschaft,  durch strukturelle Reformmaßnahmen die Effi-
zienz ihrer Aufgabenerledigung zu erhöhen. 

Wenngleich sich in der Gegenwart allenthalben unverhohlen Skepsis 
und Resignation ausbreiten, die wissenschaftliche Hochschule werde die 
in sie gesetzten Erwartungen enttäuschen, bleiben auch unter Berück-
sichtigung des veränderten gesellschaftspolitischen Klimas Fragen nach 
dem grundrechtlichen Schutz des einzelnen Wissenschaftlers und nach 
den Möglichkeiten und Grenzen staatlicher Regelungsbefugnis in bezug 
auf die Gestaltung wissenschaftlicher Hochschulen im Brennpunkt des 
juristischen Fachinteresses. Rechtlicher Problemstoff  erwächst nicht 
mehr zuvörderst aus der Notwendigkeit der Bewältigung des Massen-
andranges zu den wissenschaftlichen Hochschulen1, der Rechtsprechung2 

und Schrifttum 3 in der nahen Vergangenheit Gelegenheit geboten hat, 

1 Zur Numerus-clausus-Problematik vgl. statt vieler nunmehr Hirtschulz, 
Numerus clausus und Verfassungsverwirklichung  mi t erschöpfenden weiteren 
Nachweisen, S. 71 ff. 

2 Zu nennen sind vor al lem die Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts i n Bd. 33, S. 303 ff.,  besprochen durch von Mutius,  in: VerwArch. 
Bd. 64 (1973), S. 183 ff.,  und i n Bd. 35, S. 79 ff.,  besprochen von Menger,  in : 
VerwArch. Bd. 65 (1974), S. 75 ff. 
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mit mehr oder weniger vorsichtiger Zurückhaltung in diesem Rahmen 
den Versuch zu unternehmen, aus den Grundrechten objektive Leit-
l inien zur Begrenzung gesetzlicher Regelungsbefugnisse zu gewinnen. 
Die heute in den Vordergrund gerückte Neustrukturierung des gesam-
ten tertiären Bildungsbereiches, welche an den Grundfesten der wissen-
schaftlichen Hochschule rüttelt, sorgt für die unveränderte Aktual i tät 
der verfassungsrechtlichen  Frage nach den Grenzen gesetzgeberischer 
Wirkungsmöglichkeiten. 

Die vorliegende Untersuchung soll sich in den insoweit bereits ab-
gesteckten Problemrahmen einfügen. 

Viele der im Hochschulrahmengesetz vorgesehenen und in der Hoch-
schulgesetzgebung der Bundesländer bereits verwirkl ichten Verände-
rungen in Struktur, Organisation und Aufgabenstellung der wissen-
schaftlichen Hochschule lassen Bedenken auftauchen, ob die historisch 
gewachsene typische Verknüpfung von Forschung und Lehre nicht 
einem schleichenden Auflösungsprozeß anheimgefallen ist, an dessen 
Ende eine strikte Abkoppelung der Forschung von der Lehre zu ver-
zeichnen wäre. Da Art . 5 Abs. 3 Satz 1 GG ausdrücklich die Freiheit der 
Wissenschaft, Forschung und Lehre gewährleistet, erhebt sich die Frage, 
ob einer solchen Entwicklung verfassungsrechtlich  Einhalt geboten 
werden kann und muß. 

Es ist mi th in das Grundanliegen dieser Untersuchung, das vielfach 
zur Beschwörungsformel  degradierte Schlagwort der „Einheit von For-
schung und Lehre" auf seine verfassungsrechtliche  Relevanz zu über-
prüfen. 

Der Erfolg eines solchen Vorhabens setzt eine volle, unter Ausschöp-
fung aller hermeneutischen Mit te l vorzunehmende, interpretative Ent-
faltung des Gewährleistungsgehaltes freier  Wissenschaft, Forschung 
und Lehre in bezug auf die Einheit von Forschung und Lehre voraus. 

Dem methodologischen Aspekt dieses interpretativen Bemühens kön-
nen der andersgestalteten Problemstellung der Untersuchung entspre-
chend nicht umfangreiche Überlegungen gewidmet werden. Ob mi t 
einer Mindermeinung einem topischen Verfahren 4 der Vorzug gegeben 
w i rd oder ob — wie vorliegend — der Savignysche Methodenkanon 
erweitert um das teleologische Element5 als Grundlage der Interpre-

8 Zur Reaktion der Rechtswissenschaft auf die angeführten Urtei le des 
Bundesverfassungsgerichts  vgl. die Ubersicht bei Hermann  Weber,  Recht-
sprechung zum Verfassungsrecht,  Bd. 1, A r t . 5 Abs. 3 Nr. 4, S. 230 ff.,  und Bd. 2, 
Ar t . 12 Nr. 15, S. 75 ff. 

4 Zu dieser Lehre allgemein und wegweisend Viehweg,  Topik und Juris-
prudenz, passim, und Struck,  Topische Jurisprudenz, passim. 

5 Vgl. allerdings die an dieser Methode von Kriele,  Theorie der Rechtsge-
winnung, entwickelt am Problem der Verfassungsinterpretation,  S. 67 ff.,  ge-
übte K r i t i k . 
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tation gewählt wird, in jedem Fall muß die Schwierigkeit behoben 
werden, unter Berücksichtigung der Eigenart der Materie den ver-
nünftigerweise gewollten Normzweck8 zu ermitteln. Eine vernünftige, 
d.h. dem Wil len des Gesetzes und dem Problem gerechte Auslegung 
muß erkennen lassen, welches die mit der gesetzlichen Regelung ver-
folgten Zwecke sind, mit anderen Worten, sie muß die in der Norm 
angestrebten Lösungen konkreter, realer A r t und ihre ideellen Ziel-
setzungen benennen. Die Feststellung dieser inneren Zweckmäßigkeit, 
dieses inneren Sinnes des untersuchten Rechtssatzes verbietet ein rein 
deduktives Verfahren.  Sie ist wie jedes interpretatorische Verfahren 
insofern topisch, als sie das widerspruchsfreie  Ergebnis der Abwägung 
einer Reihe von Auslegungsgesichtspunkten sein muß7. Dieser Aspekt 
geht über den Inhalt des systematischen Auslegungselementes hinaus 
und entspricht dem von Konrad  Hesse als Prinzip der Einheit der Ver-
fassung8 bezeichneten Kanon, auf den sich auch das Bundesverfassungs-
gericht in seiner Rechtsprechung des öfteren ausdrücklich berufen hat9. 

Ein weiterer Gesichtspunkt t r i t t hinzu. Die Schwierigkeit, aus Art . 5 
Abs. 3 Satz 1 GG normative Leit l inien für die Tätigkeit des Staates auf 
dem Gebiet des Hochschulwesens zu entwickeln, w i rd nicht zuletzt 
durch die immer noch schwelende Krise potenziert, von der das grund-
rechtstheoretische Methodengefüge geschüttelt wird. Diese Zusammen-
hänge können hier freilich nicht im einzelnen verfolgt werden. Insoweit 
aber die gewählte grundrechtstheoretische Ausgangsposition sachliche 
Bindungswirkung für die Interpretation des Grundrechts entfaltet 10, 
w i rd die Untersuchung in die schwebende Diskussion schon durch ihre 
Themenstellung hineingezogen. 

Obgleich es sich bei dem hier gewählten Thema keinesfalls um ein 
Randproblem handelt, fehlen doch unter der Geltung des Grundgesetzes 

β Lorenz,  Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 305 ff. 
7 Coing , Juristische Methodenlehre, S. 8. 
8 Grundzüge des Verfassungsrechts  der Bundesrepublik Deutschland, § 2 

I I I 2. c) aa), S. 28. 
9 ζ. B. i n Bd. 1, S. 14 (32) f.); Bd. 3, S. 225 (231 f.); Bd. 6, S. 309 (361). 
1 0 Zu den möglichen grundrechtstheoretischen Ausgangspositionen vgl. statt 

aller Böckenfördes  synoptische Darstellungen in: NJW 1974, S. 1529 ff.,  und in: 
NJW 1976, S. 2089 ff.  — Zur Entschärfung des verfassungsrechtlichen  Metho-
denkonflikts hat i n neuerer Zeit Friedrich  Müller  m i t umfangreichen metho-
dologischen Studien beigetragen, vgl. u. a. sein das Verhältnis von Recht und 
Wirk l ichkei t i n der juristischen Hermeneutik behandelndes grundlegendes 
Werk „Normstruktur und Normat iv i tät" und die auf dieser Schrift  auf-
bauenden Abhandlungen „Juristische Methodik", „Arbeitsmethoden des Ver-
fassungsrechts",  in: Enzyklopädie der geisteswissenschaftlichen Arbeitsme-
thoden, S. 123 ff.,und  „Einheit der Verfassung". — Den nunmehrigen Endpunkt 
der verfassungsrechtlichen  Methodendiskussion markieren die Gedanken von 
Häberle,  Die Verfassung des Pluralismus, S. 45 ff.,  der potentiel l jedermann 
die Aufgabe der Verfassungsinterpretation  zuweist. — Zum Stand der Me-
thodendiskussion vgl. ferner  die kürzl ich erschienene kritische Würdigung 
von Schlink,  in: Der Staat, Bd. 19 (1980), S. 73 ff. 

2 Schulz-Prießnitz 


